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Zweitberichterstatter, Herrn Prof.  Dr. P. Häberle, verdanke ich eben-
falls wertvolle Anregungen. 
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0. Einleitung 

0.1 Partizipation, verstanden als Teilhabe des Bürgers, bestimmter 
Gruppen oder (öffentlich-rechtlicher)  Organisationen an staatlicher Herr-
schaftsausübung, gewinnt in der neueren Literatur und Diskussion im-
mer mehr Beachtung und Gewicht1. Die allgemeine Partizipations-
begeisterung, die sich von den Gesellschaftswissenschaften  über die 
Jurisprudenz bis in die praktische Polit ik zieht2, erscheint nicht allein 
als Antwort auf eine „mangelnde Anreicherung demokratischen Poten-
tials bei den Gestaltungsaufgaben des Gemeinwesens"3, auch andere 
Funktionen der Partizipation werden erkennbar4. Nicht nur der Wunsch 
nach zusätzlicher Legitimation, Durchschaubarkeit des komplexen staat-
lichen Machtapparats und damit Einsicht in die Entscheidungszusam-
menhänge, sondern auch ein effektiverer  Rechtsschutz, die Wiedergewin-
nung der verlorengegangenen Bürgernähe staatlicher Verwaltung, die 
Verbesserung der Entscheidungsqualität und individualgerechtere so-
ziale Leistungen sind die Motivationen für verstärkte Rufe nach Parti-
zipation5. Der Eindruck entsteht, daß die stürmischen Forderungen nach 

1 Vgl. W. Schmitt  Glaeser,  W D S t R L 31 (1973), 180 ff. 
2 Für die Gesellschaftswissenschaften  vgl.: Zimpel,  Politische Teilnahme 

und Demokratietheorie, S. 21 ff.;  Milbrath,  S. 93 ff.;  Pranger,  S. 233 ff.; 
Stefani,  Parlamentarische Demokratie, S. 17 ff.;  Dienel,  Techniken bürger-
schaftlicher Beteiligung, S. 155 ff.;  ders.,  Die Verwal tung 1971, 151 ff.;  ders., 
Partizipation an Planungsprozessen, S. 103 ff.;  ders., Bürgerini t iat ive und 
Selbstverwaltung, S. 16 ff.;  Eckert,  S. 30 ff.;  v.Pufendorf,  S. 5 ff.;  Mayntz, 
Funktionen der Beteil igung, S. 341 ff.;  Naschold,  Organisation und Demokra-
tie, S. 70 f. u. v. a. 

Für die Rechtswissenschaften vgl.: W. Schmitt  Glaeser,  W D S t R L 31 (1973), 
179 ff.;  Dagtoglou,  DVB1.1972, 712 ff.;  Rupp, NJW 1972, 1537 ff.;  Kisker,  DÖV 
1972, 520 ff.;  Oberndorfer,  DÖV 1972, 529 ff.;  Thieme,  Recht und Pol i t ik 1972, 
68ff.;  E.H.  Ritter,  JZ 1972, 107ff.;  Leisner,  Mitbest immung i m öffentlichen 
Dienst, passim; Herzog,  Möglichkeit und Grenzen des Demokratieprinzips, 
S. 485 ff.;  Stich,  S. 355 ff.  jeweils m. w. N.; vgl. auch die Beiträge der verwal-
tungswissenschaftlichen Tagung „Demokratisierung" und Funktionsfähigkeit 
der Verwaltung, Hrsg. H. J. v.  Oertzen. 

Aus der praktischen Pol i t ik : W. Brandt,  Regierungserklärung, S. 47; 
v. Weizsäcker,  Die Zeit Nr. 43 17.10.1972, S. 3. 

3 v. Pufendorf,  S. 5. 
4 Außer acht gelassen werden dabei die nebulösen Vorstellungen mora-

lischer, ethischer oder pädagogischer Ar t , die ebenfalls m i t Part izipation i n 
Verbindung gebracht werden. 

5 Vgl. etwa die Zielvorstellungen bei Dagtoglou,  DVB1. 1972, 712; Mayntz, 
Funktionen der Beteil igung, S. 341; dies.,  Demokratisierungspotential der Be-
tei l igung Betroffener,  S. 50 ff.;  Ossenbühl,  Gutachten, Β 121 f. 



16 0. Einlei tung 

Teilhabe an staatlicher Herrschaftsausübung die Kompensation einer 
jähre wenn nicht jahrzehnte langen Vernachlässigung dieses 
Kernpunktes schon antiker politischer Theorie8 darstellen. 

0.2 So gilt, zum Tei l euphorisch und unreflektiert,  Partizipation als 
Erleuchtung, auf Grund derer es ohne weiteres möglich sei, den gordi-
schen Knoten so mancher praktisch-politischer aber auch juristischer 
Probleme zu zerschlagen. Bei allen berechtigten Forderungen nach Ein-
bau von Beteiligungsformen in staatliche Entscheidungsabläufe w i rd 
häufig übersehen, daß auch die Partizipation nur begrenzbares Hilfs-
mit tel der Aufgabenerfüllung  sein kann, das sich nicht über verfas-
sungsmäßig verbriefte  Wertentscheidungen hinwegsetzen darf 7. Diese 
gleichsam negative Perspektive kommt heute entschieden zu kurz. 
Denn auch die Partizipation ist kein unantastbarer Höchstwert. Auch 
sie muß sich vor allem verfassungsrechtlich  „hinterfragen"  lassen, und 
es muß akzeptiert werden, daß auch die Partizipation verfassungs-
rechtlichen Beschränkungen unterliegen kann. 

So führt  zum Beispiel das Wesen der Grundrechte — auch im Sinne 
des status activus processualis8 — als in individueller Beliebigkeit des 
einzelnen stehend, dort zu Beteiligungsverboten, wo Partizipation als 
funktioneller Teil staatlichen Verfahrens  das Grundrecht unterlaufen 
und zur Wirkungslosigkeit verurteilen würde9. Die Verweigerung der 
Mitbestimmung der Arbeitnehmer in sogenannten Tendenzbetrieben 
gem. § 118 Betriebsverfassungsgesetz 10 zur Aufrechterhaltung  der Frei-
heiten des Art . 5 Abs. 1 und Art . 4 GG ist hierfür  ein zentrales Beispiel11. 

Auch aus demokratischen Erwägungen sind Partizipationsverbote 
denkbar. Betrachtet man die Staatsträgerschaft  durch das Volk (Art. 20 
Abs. 1 GG) als Wesen der Demokratie12, so verbietet sich eine Mitent-
scheidungsbefugnis einzelner, nicht durch das Gesamtvolk Legitimier-
ter, oder entsprechender Gruppen bei der Festlegung und Erfüllung 
von Aufgaben, die zur Verwirkl ichung des Allgemeininteresses führen. 
Eine Beteiligung der öffentlichen  Bediensteten in ihrer Eigenschaft als 
Angehörige des öffentlichen  Dienstes an der Zielsetzung der Verwal-
tung würde daher eine Loslösung der Verwaltung vom Gesamtwillens-
bildungsprozeß bedeuten und somit verfassungswidrig  sein13. 

6 Dazu: Rammstedt,  ZfP 1970, 344 f. 
7 Besonders dezidiert dazu: W. Schmitt  Glaeser,  VVDStRL 31 (1973), 231 ff., 

248 f., 256. 
8 Dazu: P. Häberle,  W S t R L 30 (1972), 69 ff. 
9 Rupp, Demokratie und Wissenschaftsverwaltung, S. 611. 
1 0 Betriebsverfassungsgesetz  vom 15.1.1972, BGBl. I , S. 13 ff. 
11 Arras , BB 1953, 62 f.; BAG A P Nr. 13 zu § 81 a. F. BetrVerfG;  neuer-

dings dazu: Birk,  JZ 1973, 754 ff. m. w. N.; Rüthers,  A fP 1974, 544 ff. 
1 2 Vgl. etwa: Maunz  i n MDH, Ar t . 20, Rdn. 30 m. w. N. 
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Als einer der Grundsätze rechtsstaatlicher Ordnung gi l t nicht nur 
die Unparteilichkeit des Rechts, sondern auch die Unparteilichkeit staat-
licher Machtausübung14. Partizipation findet auch hier Grenzen, die in 
konkrete Partizipationsverbote umschlagen. Eine Mi twi rkung in Form 
der Mitentscheidung ist nicht zulässig, sofern der Betroffene  oder die 
betroffene  Gruppe in eigener Angelegenheit als Sachwalter der A l l -
gemeinheit partizipieren soll (Besorgnis der Befangenheit) 15. 

0.3 Beteiligungsverbote könnten sich schließlich aus der Perspektive 
eines verfassungsrechtlichen  Leistungsprinzips ergeben. Noch undiffe-
renziert ausgedrückt handelt es sich bei dem verfassungsrechtlichen 
Leistungsprinzip um funktionsgerechte Aufgabenerfüllung  und die 
Möglichkeit, daß diese Aufgabenerfüllung  durch Partizipation ver-
zögert, erschwert oder gar völ l ig in Frage gestellt wird. Die Teilhabe 
kann sich in verschiedener A r t und Weise der effektiven  Aufgaben-
bewältigung im Verwaltungsverfahren  widersetzen und damit die 
Wirksamkeit staatlicher Entscheidungen insgesamt gefährden. 

So zum Beispiel könnten erhebliche Schwierigkeiten und nachteilige 
Auswirkungen bei der Durchführung  der Aufgaben nach dem Städte-
bauförderungsgesetz 1® entstehen, wenn etwa 10 000 betroffene  Bewohner 
im Rahmen der Aufstellung eines Sozialplans anzuhören sind. Abge-
sehen von der Erhöhung des Verwaltungsaufwandes um ein Vielfaches, 
kann hier die Entscheidung durch übermäßige Teilhabe sogenannter 
Betroffener  in unvertretbarer  Weise verzögert werden. Im Bereich der 
organschaftlichen Partizipation, unter der im Gegensatz zur bürger-
schaftlichen Partizipation die Teilhabe von staatlichen Organen am 
Entscheidungsprozeß anderer staatlicher Entscheidungsträger verstan-
den wird 1 7 , könnte etwa die Durchführung  eines effektiven  Umwelt-
schutzes durch zuviel Beteiligung gefährdet sein, wenn im Bund — wie 
es bis September 1972 der Fal l war — allein acht Ministerien mi t ins-
gesamt 31 (!) mehr oder minder selbständigen Anstalten und Institutio-
nen bei der Erfül lung dieser Aufgabe mitwirkten 1 8 . 

Negative Auswirkungen der Partizipation auf die Qualität der Ent-
scheidung könnten sich ferner  bei der Beteiligung von Personen er-

13 Leisner,  Mitbest immung i m öffentlichen  Dienst, passim, insbes. S. 45, 48; 
E .H. Ritter, JZ 1972, 110ff.;  Zeidler,  DVBl . 1973, 723ff.;  W.Schmitt  Glaeser, 
DÖV 1974, 152 ff. 

14 Hesse, Grundzüge, § 6 I I 1, S. 80 f. 
1 5 Vgl. dazu Hanisch,  S. 161 f.; Dolde,  NJW 1975, 23 m. w. N. 
1 6 Städtebauförderungsgesetz  vom 27.7.1971, BGBl. I , S. 1125 ff.  Vgl. auch 

die anschaulichen Beispiele bei Blümel,  Masseneinwendungen i m Verwal -
tungsverfahren,  S.544 ff. 

1 7 Vgl. W. Schmitt  Glaeser,  W D S t R L 31 (1973), 190. 
1 8 Vgl. Kloepfer,  S. 85 ff.;  zur weitverzweigten Organisation der Umwel t -

schutzbehörden: Karehnke,  DÖV 1973, 83 ff. 

2 Hartisch 


